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REGIEREN MIT DER PDS?
Mut zum Experiment: Die Wahl in Sachsen-Anhalt bringt die Koalitionslogik der Bonner Parteien durcheinander.
Eine linke Mehrheit jenseits der Union erscheint nun auch bei der Bundestagswahl möglich. Der Kanzler
beginnt sich einzuschießen auf den „Modellfall für Bonn“ – eine rot-grüne Regierung, geduldet von der PDS.
PDS-Taktiker Gysi (beim Europa-Wahlkampf in Duisburg): An der Macht aus dem Osten kommen die Bonner nicht vorbei
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in Rechenbeispiel beschäftigt d
Bonner Parteispitzen: Union 41EProzent, SPD 36 Prozent,Grüne 9

Prozent, PDS 5 Prozent, FDP darunt
So könnte,wenn sich die Umfrage-

trends zu Lasten der FDP fortsetze
das Bundestagswahlergebnis am 16. O
tober aussehen. Was dann?

Helmut Kohl könnte,weil der Koali-
tionspartner FDPnicht mehr insParla-
ment kommt,nicht weiterregieren. Die
Wende mit einem Kanzler Rudol
Scharpingwäre möglich – aber nur mit
Hilfe der PDS.

Darf man so rechnen?Seit am vor-
letzten Sonntag in Sachsen-Anhalt d
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FDP-Debakel dieSozialdemokratie z
Debatten über einlinkesBündnis gegen
die Union ermutigt hat, ist zumindest
ein Tabu gebrochen.

Die Partei GregorGysis, eben noch
geächtet als Erbschleicher derSED-
Diktatur, ist zum Machtfaktor in
Deutschland geworden.

Regieren mit der PDS?
Während unten, imPlenarsaal de

Berliner Reichstags, nur einpaar ge-
langweilte Experten derzähenVerfas-
sungsdebatte folgen, zwängensich am
Donnerstag vergangener Woche imm
neue Journalistenteams mit Kamer
und Mikrofonen inGregorGysisDach-
kabuff im vierten Stock. DerMann ist
wieder gefragt. SeinWort hat Ge-
wicht. Nach dem unheimlichen Au
stieg seiner Partei imOsten der Repu
blik ist der heimlichePDS-Vorsitzende
Gysi in die alte Rolle des Mediensta
zurückgekehrt.

Vier Jahrenach der deutschenWie-
dervereinigung isteingetreten, was di
westdeutschen Politiker inBonn, im
Überlegenheitsgefühl des Siegers,
unmöglich gehaltenhaben: DieNach-
folger der SED machen im Bundes
deutschland Politik.

In Städten des deutschen Ostens
die Gysi-Partei bereits wieder sostark,
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Volksfront – das ist
auch für die

SPD ein Teufelswort

Rügen 28,5 30,3

Ostvorpommern 25,2

Rostock 33,2 35,2

Schwerin
33,3 35,0

Güstrow 25,0

Neubrandenburg 32,1 37,5

Uecker-Randow 27,1

Märkisch-Oderland 26,7

Frankfurt (Oder) 33,9 34,2

Potsdam 38,4 36,7

Cottbus 28,1 27,6

Suhl 29,6 30,4

Gera 26,0 27,1

Hoyerswerda 35,5

Magdeburg 27,1 26,3

Halle 26,0 25,3

Berlin-Ost 29,7 40,0

Hochburgen im Osten

Kreise bzw. kreisfreie
Städte mit PDS-Stimmen
von 25 Prozent und mehr
bei der

Kommunalwahl

Europawahl

Kommunal- und
Europawahl

33,3 35,0

Ergebnis in Prozent

Kommunalwahl
Europawahl

SACHSEN

SACHSEN-
ANHALT

THÜRINGEN

BRANDENBURG

MECKLENBURG-VORPOMMERN

Stralsund 26,9

Greifswald 28,0 29,5
daß sie Bürgermeister stellt. Bei d
vier Landtagswahlen der nächsten M
nate in den neuen Ländern dürfte d
PDS eine ähnliche Sperrminorität e
reichen wie zuletzt inSachsen-Anhalt
wo sie auf 19,9Prozent kam und dam
nach CDU (34,4 Prozent) und SPD (3
Prozent) drittstärkste Macht wur-
de.

Die PDS – künftig in derSchlüssel-
rolle bei jeder Regierungsbildung?
Rivalen Scharping, Schröder
„PDS nicht ausgrenzen“
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Sei es aus Respekt v
der demokratischenEnt-
scheidung derOst-Bürger
oder nur ausMachtkalkül:
An der neuen Partei au
dem Osten kommen di
Bonner nicht mehr vorbei.
GregorGysi hat die Koaliti-
onslogik derVolksparteien
durcheinandergebracht.

Der erste, der esoffen
aussprach, warvorige Wo-
che GerhardSchröder.

Die SPD müsse nach de
Wahl in Sachsen-Anhalt di
PDS „zwingen,Verantwor-
tung zuübernehmen,damit
sie auch vor den Wählern z
stellen ist“, verlangte der niedersäch
scheMinisterpräsident im Präsidiumsei-
ner Partei.

Im Klartext: Die MagdeburgerSozial-
demokratensollten mit Honeckerslin-
ken Erben koalieren und gemeinsa
mit Bündnis 90/Die Grünen (5,1 Pro-
zent) die abgewählteCDU/FDP-Regie-
rung ablösen.

„Leute, ihrdürft die PDSnicht in eine
Oppositionsrolle bringen, aus der he
aus sie uns treiben kann“, mahnte d
Machtmensch aus Hannover die Gen
sen.

Vielleicht ließe sich die ungeliebte
Partei auffrischer Tatblamieren. Man
könne ja,empfahl der gerisseneSchrö-
der, der PDS dasSozial- oder Woh-
nungsbauressortanvertrauen.

Die SozialdemokratenmüßtenWäh-
lern und Mitläufern der Ostpartei „ei
Integrationsangebot“ unterbreiten. G
boten seiOffensive: „Die Volksfrontdis-
kussion kriegen wir sooder so.Dann
macht dochNägel mit Köpfen undbin-
det die Leute ein.“

Schröder blieb allein.Doch seinküh-
ner Vorstoß wie auch der anschließen
Beschluß derSPD-Oberen, inMagde-
burg eine rot-grüne Minderheitsregi
rung zu wagen, zeigen: Der Wahlson
tag im kleinen,armen Sachsen-Anhal
hat ungeahnteBewegung in diepoliti-
sche SzenerieDeutschlands gebracht.

Der Niedergang der FDP und d
Aufstieg der PDShabenWilly Brandts
Vision von 1982, eskönne eine Mehr-
heit „diesseits derUnion“ geben, real
werdenlassen – wenigstens rechneris
und ganzanders, als Brandt essich da-
malsdachte.

Gerade hatte esnoch so ausgesehe
als steuere HelmutKohl nach der ge
glückten Präsidentenkür und derhalb-
wegs erfolgreichenEuropawahlseinem
vierten Kanzlerwahlsiegentgegen – be
flügelt durch wirtschaftlicheAufwinde,
allenfalls gebremst durch den Einbruc
des liberalen Koalitionspartners.

Viele Sozialdemokratenhattenschon
resigniert. Wenn überhaupt an di
Macht, dann nur ineinerGroßenKoali-
tion, haderten sie –voreilig.
Nun, so bleute SPD-Vize Oskar La-
fontaine Montag früh seinem Parte
freund ReinhardHöppner ein, sei es
Zeit für einen „Neubeginn“. „Wirset-
zen jetzt dem ewigenTrend, daßKohl
und die CDU nicht wegzukriegen seie
einenganzbewußten Stopp entgegen“
den Machtanspruch einer rot-grün
Minderheitsregierung.

Der Präsidiumsrunde war jedoch b
wußt: Was der Niedersachse Schrö
zusätzlich alsKonter verlangte, nämlich
das gesamte linkeLager ausSPD, PDS
und Grünen zueinerknappenZweidrit-
tel-Phalanx gegen die Konservativen
bündeln, würde die Sozialdemokrat
der schwerstenZerreißprobe derNach-
kriegszeitaussetzen. Volksfront – das
auch für die SPD ein Teufelswort.

„Es wird mit der PDSkeine Gesprä
che, keine Vereinbarungen, keine Ve
25DER SPIEGEL 27/1994
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Wolfgang Schäuble hat
auf diese Polarisierung

nur gewartet
Ein begnadeter Intellektueller und auch
Rhetoriker,natürlich auch einOpportunist
und ein Schlawiner.Aber immer mit sehr
viel Charme,niemalsgrob.

Gregor Gysi über seinen Vater,
von 1979 bis 1988

Kirchenstaatssekretär der DDR

a, das hat gesessen, es wird n
nicht mehrmöglichsein, die PDSJals Nachfolgepartei der SED a

zuqualifizieren.Aber ist sie dasdenn
nicht? Natürlich ist siedas. Nurliegt
der Ton auf Nachfolge. Die Part
rackert, umsich einneues Image z
verpassen,sich zuwenden.

Das macht siewahrlich geschick
ter als die vom Abstiegbedrohte
FDP, derenVorsitzender nach jede
Niederlagebeteuert, dieParteimüs-
se ihre Politik noch schärfer gege
die Unionzuspitzen. Die PDS hinge
gen bekommt bereits Nachwuch
von neuen, vonjungenLeuten.

Ihr Wahlkampf istwitzig, was man
von dem der anderen Parteiennicht
sagen kann. Nicht ausgeschlosse
ist, daß sie esknapp packt bei de
Bundestagswahl imOktober,wohin-
gegen bei der FDP nicht auszusch
ßen ist, daß sie zum erstenmal du
den Rostfällt.

Na, Bundestagswahlen sind im
mer noch etwasanderes als Land
tagswahlen. Kohl tut derPartei, auf
die er doch angewiesensein wird,
wahrscheinlich keinen Gefallen
wenn er auf die gegen ihn mitimmer
spitzeren Bleistiften anrennend
FDP Wettenabschließt, daß sie e
packe. Genschersorgt sich,aber von
seinem Möllemann möchte er trot
dem nicht lassen. Die „Besserverd
nenden“ werden ihm das kaum
dankenwissen.

Also, wastun, um diePartei von
Gysi und Biskydraußen zu halten
Sie noch ärger beschimpfen? D
nützt ihr nur. Aber wer denWahl-
abend inMagdeburg miterlebthat,
der konntenicht auf dieIdee kom-
men, daßetwasanderes herausbru
zeln würde als eine Koalition de
beidenGroßen.

Die Bonner Barackescheint ein-
gegriffen zu haben. Rudolf Schar-
ping tat etwas, was man später en
weder Tollkühnheitoder Mut nen-
nen wird. Eskannkein Zweifel sein
daß er eine Offerte an die Adres
DER SPIEGEL 27/1994
des PDS-VorsitzendenLothar Bisky
hat abgebenlassen, die dieser staa
männisch zurückhaltend entgege
nahm. An der PDSsollte es doch
nicht liegen, nein sowas!

Gegen Leute, dielustig erklären,
sie wüßten ja, daß siesichnochunter
Quarantänebefinden, läßtsich wenig
ausrichten.GregorGysi alleinkönn-
te der PDS in den altenLändern ein
Prozent einfahren,intellektuell und
pfiffig, wie er ist, noch dazu einFlie-
genfänger fürFrauen. Ein Prozen
das könnten von unserenlinken Poli-
tikern im Westen nurganz wenige
Die darüberhinaus notwendigenvier
Prozentmüssen in denneuenLän-
derneingefangenwerden. Da habe
wir uns wohl vorlauter Polemiknicht
richtig umgesehen,Blickrichtung im-
mer, wie beirichtigen Schnarchsäk
ken, auf Honecker undMielke.

Nicht bemerkt habenwir, daß die
PDS doch imOstensolide Basisarbe
geleistethat. Daswäre nichtmöglich
gewesen, wären die beiderseitig
Berührungsängste nicht wie vo
selbstaußerKontrolle geraten. Die
PDS, die man zu Recht (noch) nicht
demokratisch nennen kann, hätt
dann aberauch nicht zukommunaler
Arbeit herangezogen werden dürfe
Nun kann man sienicht mehr von
vornherein in den Bundeslände
von der Regierungsarbeitausschlie
ßen. Siewird vielleicht nicht in der
nächsten Bundesregierung sitz
abervielleichtdoch schon in derüber-
nächsten.

Nie war die SPD in einerschlimme-
ren Bedrängnis.Läßt siesich in Sach
sen-Anhalt von der PDS „konstru
tiv“ tolerieren, so geht sie ein hohe
Risiko für die Bundestagswahlein.
Man wird ihrohneRücksicht auch au
demokratische Verluste dieAlt-SED
um die Ohrenschlagen. Die gesam
Koalition wird dastun.

Ob das noch funktioniert? DieIn-
ternational Herald Tribune macht
eine „New Credibility“ bei der PDS
aus. Und für ein Zurückhufen ist e
jetzt zu spät. Da folgt man besser
NiedersachsensGerhard Schröder:
„Hier müssen wirdurch.“

Was das bei Politikern so belieb
Wort „gestalten“ angeht, so kan
man nur sagen: Längst gestaltet
PDS mit.
handlungen, garnichts geben. Punkt
Schluß“ – sowiesRudolfScharpingdenn
auch seinen WidersacherGerhardSchrö-
der zurück. Doch das „Gespenst de
Volksfront“ (Scharping) ausSozialde-
mokraten undKommunisten istnicht
mehr zu bannen.

Die PDS schmeißtsichüberallran, wo
sie die Chance vermutet,sich alsMehr-
heitsbeschaffer wichtig zumachen.

Als in Berlin vorletzte Woche die SPD
drohte, denrechtslastigenCDU-Senator
Dieter Heckelmann zustürzen und dami
die GroßeKoalition zu sprengen, erklär
te die PDS-Fraktion im Berliner Abge
ordnetenhaus,logo, sie werde den An
trag unterstützen. Die SPDzuckte vor
der „Hilfe der Kommunisten“ zurück
wie CDU-Fraktionschef Klaus-Rüdige
Landowsky theatralisch beklagte.Hek-
kelmannbleibt (SPIEGEL26/1994).

Ähnlicheskönnteauch in Magdeburg
passieren:Wennsich derSPD-Kandidat
Höppner alsMinisterpräsident einer rot
grünen Minderheitskoalition zur Wah
stellt, würden die PDS-Genossen ebe
falls den Armheben. So bekommt der S
zialdemokrat schon imerstenWahlgang
seine absoluteMehrheit – und den Ru
weg, einKommunistenknecht zu sein.
Das Dilemma der Sozialdemokrat
ist der anhaltendeErfolg der PDSunter
den Ostdeutschen (siehe Seite 28). Nac
der Niederlage gegen den Einheitska
ler im Jahr1990siehtsich die SPD in ih-
rer Hoffnung enttäuscht, die ostdeu
schen Verlierer der Vereinigungsam-
meln und die PDS mit Nichtbeachtun
und dem Aufkleber „SED-Nachfolge-
rin“ kurzhalten zukönnen.

Zwar verzeichnen die Sozialdemokr
ten inzwischenordentliche Stimmenge
winne, aber mit 25 000 Mitgliedern
mangelt es ihnen an der notwendig
Gefolgschaft. Und auch die Bündni
Grünenerreichen imOstennicht annä-
herndihre westlichenWahlergebnisse.

Da ist es für die Opposition nur e
geringer Trost, daß dieFDP, die sich
wie die Unionungeniert die Blockflöten
der SED einverleibthatte, östlich der
Elbe inzwischen zurwahren Splitterpar
tei abgesunken ist und auch dieUnion
auf Normalmaß herunterkommt.Denn
solange die PDS reüssiert, scheint d
Rot-Grünen der Weg zur Wende in d
neuen Ländern verbaut.

Es sei denn, siesuchen denPakt mit
den real existierendenPost-Sozialisten
Doch das linke Liebäugeln im Osten
bringt schon jetzt die bürgerlichen Kom
mentatoren in Westdeutschland zum
Schäumen.



Bislang unbekannter Michelangelo in Magdeburg entdeckt tz, München
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Einen „Amoklauf“ der SPD an di
Macht befürchtet dieSüddeutscheZei-
tung nun auch für Bonn. Ebenso die
FAZ: „Verlogen“ sei dasWerbenSchar-
pings und „schamlos“ dieWahl derMit-
tel, in Wahrheitwollten die Sozialdemo
kraten die PDS als „stille Teilhaberin an
der Macht“.

So ist es recht. HelmutKohl hielt
Scharping sofort an dessen Vorwa
spruch fest, wer glaube, daßsich etwas
mit der PDS verbessern lasse, der sei „
dem Holzweg, das wird nichtgesche-
hen“. Scharpinghätte,wenn das Geplän
kel mit der PDS vorher bekanntgewesen
wäre, einschlechteres Ergebnisbekom-
men,glaubt der Kanzler.

Nun will Kohl es demGegnerbesor-
gen: Eine rot-grüne Minderheitsregie
rungunter Duldungdurch die PDS sei of
fenbar „derModellfall für Bonn“, rügte
der CDU-Chef imZDF.

Vor allem Wolfgang Schäuble, de
Fraktionschef derUnion, hat aufdiese
Polarisierung nurgewartet. In dervori-
gen Wochenannte erjeglichesZusam-
menspiel von SPD und PDS einen „u
glaublichen Skandal in derdeutschen Po
litik“ – so, alshätte die Union inostdeut-
schenKommunen und Landkreisennoch
nie die Hilfe derfrüherenEinheitssoziali-
sten in Anspruch genommen.

SPD-VizeOskarLafontainekonterte
am Mittwochabend aufeinem SPD-Par
teitag in Saarbrücken. Von wegen
„Volksfront“: Helmut Kohl sei der
„Enkel Honeckers“,schließlichhabe die
CDU die christlichen Blockflöten de
verflossenen DDRvereinnahmt.

Er habe es „einfach satt“,schimpfte
SPD-OberossiWolfgang Thierse, sich
von der mit Ost-CDU undBauernparte
fusioniertenUnion über „unser Verhält-
nis zur PDS“ belehren zulassen: „Das is
Unions-Wahlkämpfer Schäuble
„Unglaublicher Skandal“
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heuchlerisch.“Auch deshalb sei es höch
ste Zeit, mit Rot-Grün inMagdeburg zu
zeigen, daß es „eineMöglichkeit gibt,
jenseits der CDU zuregieren“.

Dreieinhalb Monate vor derBundes-
tagswahlrückt so ein emotionsgeladen
Thema in den Mittelpunkt, das für de
heißen Wahlkampfkaum Gutes ver-
spricht: Wie geht man um mit derdunklen
Vergangenheit Ostdeutschlands?

Sind die Mitglieder undWähler der zur
PDS mutierten einstigen Staatsparte
SED verfassungsfeindlicheKommuni-
sten, mit denen eskeine Berührung ge
ben darf?Habensichdemgegenüber di
beflissenenHelfer der SED in denDDR-
Blockparteien binnenvier Jahrenschon
deshalb in braveDemokratenverwan-
delt,weil sie von denWestparteien CDU
und FDP geschlucktwurden?

Einig sind sich die Spitzengenossen
daß einefalscheEntscheidung in Magde
burg die Chancen aufMachtgewinn in
Bonnvollends auf Nullbringenkann. Ei-
nig ist sich dieFührung auch, die PDS s
schnell wie möglich überflüssig zu m
chen. Doch über den rechten Wegdahin
wird gestritten.

Frisch ist bei vielenSozialdemokrate
noch die Erinnerung an diekonservative
Hetzparole „Freiheit stattSozialismus“.

Deshalb überraschteviele Sozialde-
mokraten, daßauch ParteichefScharping
das rot-grüneAbenteuer an der Elbemit-
macht.Seinetreuen Anhänger aus de
Traditionsklub der „Seeheimer“ empö
te der Schwenk desVorsitzenden. De
Kandidat könnte mitseinem riskante
Angebot die bürgerlicheMitte ver-
schrecken, die erbislang sohartnäckig
umworbenhat.

Gewiß, derGriff nach der Macht in
Magdeburg steht in Einklang mitSchar-
pingsstereotyper Absage an eineGroße
Koalition inBonn. Aber was ist mitseiner
Weisung, vor der Bundestagswahl a
rot-grünen Spekulationen zu unterla
sen?

Hat nicht das angepeilte Minderheit
bündnis mit den Alternativen jen
„Signalfunktion“ (Grünen-Vorstands
sprecher Ludger Volmer), dieScharping
bisher zu vermeiden suchte?

Unmittelbar nach der Wahl leg-
te SPD-BundesgeschäftsführerGünter
Verheugen in Gesprächen mitseiner
Grünen-KolleginHeide Rühle, vor al
lem aber mit OberökoJoschka Fische
den Grundstein für das Magdeburg
Modell. Der freutesich: „Jetzt kommt
Schwung in dieSache, jetztkönnen die
Handschuhe ausgezogen werden.“

Die Freude teilen FischersPartei-
freunde aus dem Ostennicht so ganz
Die aus der Bürgerrechtsbewegu
kommendenPolitiker vom Bündnis 90
voran Marianne Birthler und de
Bonner Fraktionsmanager Werner
Schulz,könnensich nurschwer vorstel
len, daß sich eine „Reformkoalition“
vom Wohlwollen der SED-Nachfolge
partei abhängig machen könnte. Das
Magdeburger Duldungsbündnis wür
einen „deutlichenMobilisierungseffekt“
bewirken, soSchulz, aber „nicht für,
sonderngegenRot-Grün“.

Eine vorsichtigeAnfrage des Genos
sen Verheugen, obsich dieAlternativen
vielleicht auch für einenDreierbund mit
SPD und Union erwärmen könnte
stieß aufspontane Ablehnung.Schwarz-
Rot-Grün werde es, so Fischer,„nicht
geben,solange ich bei denGrünen was
zu sagenhabe“.

Scharping gabeine Losungaus, die
seine bislang zur Schaugetragene Aver
sion gegenRot-Grünbeinaheschon ver-
gessenläßt, zugleichabernoch eine Tür
für eine Koalition mitdenen inMagde-
burg offenhält: „Unter den Demokrate
haben SPD undGrüne eine Mehrheit.
Die CDU kann nureine Mehrheit be
27DER SPIEGEL 27/1994



PDS-Herold Gysi, Genossen*: Hüter des Ost-Erbes Demonstranten Gysi, Modrow*: Andere
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Das Gespenst der DDR
Warum die PDS in Ostdeutschland immer mehr Anhänger findet
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er Sozialismuslebt, und sorgsam
hütet erseinErbe. InBerlin feierteD er kürzlicheinen Triumph vonsym-

bolischerBedeutung.
In der historischenMitte derneuen al-

ten Hauptstadtsollten einpaar Straße
ihrenDDR-Namenverlieren und neu be
nannt werden. Soführt etwa die Clara
Zetkin-Straße zum Reichstag. Die de
scheKommunistin (1857 bis 1933)gehör-
te nichtimmer zu den Vorkämpferinne
der Demokratie.

Der CDU-SenatorHerwigHaasesetz-
te ordentlich eine Namensänderung
kommission ein und bat die Stadtbezir
demokratisch um ihre Stellungnahm
Doch derVersuch, dem künftigenDau-
ersitz desBundestages zu einerhistorisch
weniger anstößigenAdresse zuverhel-
fen, scheiterte.

Entscheidenden Anteil an der O
struktionhatte die PDS. Sieführt in Ber-
lin einen zähen Beharrungskampf um d
ungetrübte Erhaltung des Ost-Erbe
„Das ehemalige Ost-Berlinsoll mental
Hauptstadt der DDRbleiben und nich
Teil derBundeshauptstadt der Bundes
publik Deutschland werden“, argwöh
der Historiker Heinrich August Winkler
der nach derWende ausFreiburg an die
Humboldt-Universitätwechselte und di
Namenskommissionfolgenlosberiet.

Daß die PDS im östlichen Teil Berlin
Vetomacht besitzt, ist nicht weiter er
staunlich.Dort ballt sich dieFunktions-
intelligenz, die zuDDR-Zeiten heraus-
gehobene Posten in Staat und Partei
Massenorganisationen, an Hochschu
oder im Dienste derStaatssicherheit ein
nahm unddurch die Vereinigung um ihr
Privilegien kam. Die SED-Nachfolge-
partei ist ihre natürliche Interessenve
tretung. Insechs der elfOst-Berliner Be-
zirke stellt sie diestärkste Fraktion.

In der Chemie-Provinz Sachsen-A
halt organisierte die PDS ihren beme
kenswerten Wahl-Triumphebenfalls in
geschlossenerFormation. Sie konnte da
bei auf knapp 20 000Mitglieder zählen.
Vor allem dieälteren Genossen im Ruh
standhättenwertvolle Arbeit geleistet,
rühmt die jugendlich wirkende Frakti-
onsvorsitzendePetraSitte, 33. Die Vete-
ranen, die deruntergegangenensoziali-
stischen Teilrepubliknachtrauern und
den verblichenen ErichHoneckereinen
gutenMann sein lassen, sind dasRück-
grat der Partei landauf, landab.

SchonAnfang des Jahres recherchie
ten Basisgruppen der PDS die „Komm
nikations- undKreuzungspunkte“ in ih
ren Stadtteilen, vereinbartenEinsatzplä-
ne, kontrollierten die Plakatwände, die
von Vandalen hättenverwüstet werden
können. DieNachfolgepartei der SED
war mit ihren Ständen und Veranstaltu
gen überallpräsent, wosichWählerzeig-
ten.

So perfekt wurden in den alten Tag
FDJ-Aufmärsche oder Truppenparad
arrangiert. Von solcher Logistik und
Kopfzahl kann die SPD (rund5500Mit-
glieder)zwischenMagdeburg und Halle
nur träumen.
kommen,wenn ihr die SPD dabeihilft.
Bevor die SPD dastut, soll sieherausfin-
den, ob sieselbsteine Mehrheitfindet“ –
ohne CDU und ohne PDS.

Für alle Fälle, sollte SPD undGrüne
doch noch der Mut verlassen,hatteVize
Thierse im Präsidium bereits eine Au
fangpositionempfohlen, die „israelische
Lösung“. Nach dem Vorbild desSozial-
demokratenSchimonPeres und des L
kud-Politikers Jizchak Schamir in de
Jahren1984 bis 1988solltensich inMag-
deburg der Konservative Christop
Bergner und der Sozialdemokrat Re
hard Höppner dasRegierungsamt für j
zwei Jahreteilen.

Doch dermächtige Lafontaine ist fü
halbe Sachennicht zuhaben. „DasThe-
ma GroßeKoalition hat sich durch die
Entscheidungen der Wählerinnen u
Wähler erledigt“, erklärt er bündig
Auchdurch die der PDS: „Wir dürfen si
nicht ausgrenzen.“

In der Parteizentrale der PDS imBerli-
ner Karl-Liebknecht-Hauskönnen die
Strategen die Entwicklunggelassen ab
warten. Wennnicht inMagdeburg, dann
klappt es vielleicht bei der nächsten
Landtagswahloder der übernächsten.

PDS-VorstandsmitgliedAndré Brie
sieht für seine dasAußenseiterdasein g
wohnten Parteifreunde einganz neues
„Problem“: „das der Macht“.

Von seiner Partei würden bald „landes-
und bundespolitischneue Kompeten
zen“ erwartet, denen dieNischen-Parte
bislang nicht gewachsensei.

Der einstigeSED-Musterschülerver-
spricht: „Das wirdsich in kürzesterZeit
ändern.“

* Bei einer Kranzniederlegung am Karl-Marx-
Denkmal in Berlin (l.); bei einer Veranstaltung ge-
gen den Abtreibungs-Paragraphen 218 im Juni
1992 in Bonn.


